
Wo weder Gesetz noch Gewohnheitsrecht bei

Willem AÄAtilens der Entscheidung einer Rechtsdiferenz en
kann, wird der Richter celbst das e «Ainden»
mMuUusSsen un einem Urteilsspruch kommen,DIie Aufgabe des Rıchters der passend 1n den allgemeinen Rahmen des pOos1-

1in dieser e1it tiven Rechts das IUS IM CAUSA DOSLIUMZUSdruc
bringt.

Gewohnheitsrecht un «gefundenes» Recht
knüpfen ein nicht unterschätzendes Band ZU

Wer untersuchen will, welche Forderungen die Rechtsgefühl des Volkes Recht 1st mM1t echtsbDe-
heutige eitwende den Rıichter stellt, muß — wußtsein unauflöslich verbunden.
nächst DCU, daß die richterliche Tätigkeit bleiben Und sich dieses Rechtsbewußtsein im Laufe
mulßs, WAAas S1e ist, und daß der Richter tun muß, W as der Zeiten dem Inhalt nach, wenn uch gemä. den
VoOoNn ihm und verlangt wird: Kr hat das VO:  } e1it e1it verfließenden Rechtsauflassungen
eC bringen, VO Rechtsstreit Rechtsstreit, wandelt, stellt die Frage «Was 1st die Aufgabe des
1n Unparteilichkeit, durch gewissenhafte Richters 1in dieser Zeit?» nicht 1Ur den Gesetz-
Anwendung der egebenen Rechtsnormen. gveber, sondern VOL em uch den Richter die

Forderung, seine e1it guL Ww1e möglich VCI-

stehen und, sowelt das (Gesetz zuläßt, als RechtRichter und Rechtsbewußtsein vorzulegen, W 4S ZUr e1it paßt. Nur wird seine
Die Rechtsnormen sind meistens 1n Gesetzen Arbeit 1in die eigene Gesellschaft Befriedigung brin-
niedergelegt, un: diese mussen 1n Übereinstim- CI und damit Vertrauen IM dıe Rechtsprechung

wecken, wW4sSs für gesunde Rechtsverhältnisse ineMUNS mMi1t der Absicht angewandt werden, die Aaus

ihren Formulierungen un Aaus ihrem Werdegang erste Voraussetzung ist Denn fehlt dieses Ver-
abzuleiten ist das einem ungerechten trauen, wird die Neigung, Nabel Recht selbst
Ergebnis, geht dies auf Konto des Gesetzgebers; suchen und sich 1in bürgerlichen Rechtshändeln

steht dem Richter nıcht fre1, ine Entscheidung Schlichtung andere wenden, überhand-
fällen, die gerecht S1e uch se1n Mag mit nehmen, und ein Gefühl der Rechtsunsicherheit

dem Geset7z 1in Widerspruch steht. wird starkes nbehagen hervorrufen.
IC selten o1Dt aber keinen eindeutigen [D)Das en Zeiten wichtige Vertrauen 1n die

Gesetzestext, daß damit die Entscheidung 1n Rechtsprechung macht 11U. gerade 1in der heutigen
dem schlichtenden Rechtsstreit O weiliteres e1it ine eutftfl‘che Entwicklung UrcC
egeben wafe; ine universaler lautende Vor- In alten Zeıten, ber uch heutzutage noch 1n
chrift muß dann gemä. ihrer allgemeinen Ten- mehr oder weniger unterentwickelten esell-

schaften, Wa un ist das Vertrauen in der formellendenz interpretiert werden, S1e mul SOZUSaSCIL für
den vorliegenden Fall erst bereit gemacht werden. Autorität verankert, mMi1t der der Riıchter als olcher
Und dann ist Raum für die Überlegung, daß die bekleidet 1st Hat der Rıchter gesprochen, IS
Gesetzesvorschrift nicht 11Ur für die Zielt: 1n der s1e Recht geschehen. In entwickelteren Gesellschaften
zustande kam, gegeben wurde, sondern uch für stellt die Meinung bestimmter Gruppen n1ıvers1-
spätere Zeiten, in denen gewandelte Umstände 7 tätsprofessoren, Rechtsanwälte, Betriebsjuristen
anderen Rechtsauffassungen geführt en kön- USW, die richterlichen Urteile unte: die Kontrolle
NenN, daß dieser Vorschrift ine Biegsamkeit _ fachlicher Kritik Und JC nachdem die Bevölkerung
erkannt werden dartf, die S1e einer AnwendungA in breiteren CcNA1ichten Selbstbewußtsein gekom-
Übereinstimmung mit dem, WA4S heute als Recht CL- 1NCIL under entwickelt ist, wird ihr Einfluß auf
tahren wird, fähig macht die Bildung des Rechtsbewußtseins yrößer un:

Was als Recht erfahren WIfr|  d, kann allmählich, 1n wıird S1e mehr 1in die Beurteilung der richterlichen
Gestalt gesellschaftlicher Verhaltensweisen mi1t Entscheidungen einbezogen. In dieser e1it jedoch
olcher RegelmäßigkeitZAusdruck gekommen nımmt die Bevölkerung als (sanzes ine krit1i-
se1n, daß VO einer Verhaltensxormz gesprochen sche Haltung gegenüber jeder Autoritätsausübung
werden kann, der nach Auffassung der Gesellschaft ein (die Rechtsprechung nicht ausgenommen):
nachgelebt werden muß Gewohnheitsrecht also, ine Haltung, die WE ich mich nicht irre LU

welches das Gesetz erganzt un neben diesem das einem absoluten Mißtrauen egenüber der Behörde
Rechtsleben beherrscht hervorgeht: sSe1 CS, daß IMNa  a die Normen, die bei der
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Auéübung der Behördenbefugnisse 4 angewandt hat oder nicht, ist fachliche Arbeit S1e verlangtwerden, nicht mehr für annehmbar hält, SC 1 CS, weil Sachverstand und Erfahrung; VO  =) einem Laten
InNan in der tmosphäre der herrschenden revolu- kann nicht werden, daß ber beide
tionären Gesinnung nicht bereit ist, sich Normen Qualitäten in genügendem Maße verfügt, un: keine

unterwerfen, bevor ihr Wesen nicht 116  e durch- richterliche Belehrung kann dieseUGschließen.)
orscht und nicht leicht befunden worden ist. Heute ist die elit da, näher untersuchen, wel-
Deshalb wünscht INa:;  } 1n mehrerer Hinsıicht che Bedingungen die rtichterliche Tätigkeit erfül-
ohl in der Politik w1e uch im Wiırtschaftsleben len muß, WEn S1e 1n dieser elit auf das unentbehr-
Mitspracherecht, auch die Möglichkeit dazu liche Vertrauen der << gyroßen Masse» Anspruch CI-
och heben ll In Anbetracht der schon angedeuteten

Für die Rechtsprechung 1st diese Mitsprache 1n Unterschiede in Art un: Aufgabe der Strafge-
vielen Ländern 1n Gestalt der Schöffengerichte VO1- richtsbarkeit einerseits und der übrigen Recht-
handen 1n den Niederlanden, INan diese echt- sprechung anderseits VO der 1m folgenden Jledig-
sprechungsart niıcht kennt, melden sich einige ich die Zivilrechtsprechung Z Sprache kom-
Stimmen, die auf ührung dieser Rechtspre- MC soll 1st angebracht, diesen Bedingungen
chungsart drängen Allgemeiner ber 1st der Ruf für €e1| Zweige der Rechtspflege gesondert nach-
nach Information, durch die mMa  ) besser als tfrüher zugehen.
ZUT. Beurteilung instandgesetzt Wird, ob dem Rıich-
ter Vertrauen geschenkt werden kann, wobei nicht Strafgerichtsbarkeit
mehr das Amt als solches, sondern (wenigstens bis Kın allgemeines Interesse erster Ordnung ist, WI1e

einem gewlssen Grade) der innere Wert der rich- schon DESAQT wurde, daß erfehlungen un: Ver-
terlichen Arbeit den Maßstab für die Beurteilung brechen bestraft werden. Diese Gerichtsbarkeit
abg1bt. verlangt zunächst die objektive Feststellung, daß

Selbstverständlich äßt sich hiler nıcht alle Recht- die Untat uch WIrk1Iic egangen wurde. ef
sprechung über ein und denselben amm scheren: kommt C daß wenigstens in vielen Rechtssyste-
Besser als Z bei der Zivilrechtsprechung, die 1n i1enN das Geständnis des Beschuldigten, die
EKSTenr Linie die Interessen der unmıittelbar el i1ihm ZUr ast gelegte Tat begangen aben, für
Betroftenen angeht und 7zudem oft einen stark fach- seine Verurteilung nicht genugt; ein Tatbeweils
lich-juridischen Charakter hat, eignet sich der muß die Überzeugung festigen, daß se1in Ge-
Strafproze. für die Mitwirkung VO  - Latlen. Be1 ihm ständnis auf anrhneı beruht Gleichzeitig ist die
geht Seinsinteressen der Gemeinschaft; Behandlung der Strafsache OI vielerlei Vor-
ohl die Strafwürdigkeit Ww1e die Feststellung des schriften EOT; die garantieren sollen, daß 7zumal
Verstoßes gehen die Gemeinde des Gerichtsbe- die Verteidigung des Beschuldigten ihrem
„irks unmittelbar Z en Zeiten WL denn Recht kommen kann Schließlic garantiert die
auch die Strafgerichtspraxis, die die Menschen aufs ÖOfentlichkeit der Gerichtssitzung die Kontroll-
außerste gefesselt hat und N/400):  o deren Vollzug S1e möglichkeit (durch Publikum und Presse) für die
durch die ÖOfentlichkeit der Gerichtssitzung euge Befolgung der Vorschriften und übrigens uch die
se1n wollen richtige Behandlung des Angeklagten. Die Wich-

(Wıe schon erwähnt, hat 1n vielen Ländern das igkeit dieses Punktes kannn iNanl nicht beto-
Bedürfnis, VOT em der Strafgerichtsbarkeit be- TE Die Formvorschriften können noch pein-
teiligt werden, AT Kinrichtung VO  - Geschwo- ich befolgt werden WEC1111 dies 1N der Gerichts-
renengerichten geführt; 1in den Niederlanden <ibt sitzung nıicht zusammengeht mit einer würdigen,

allerdings solche Gerichte nicht Auf die Frage, VOT em menschlichen Begegnung mit dem, der
ob und inwieweit die eilnahme WG  > Lalen der das passive Objekt der Strafverfolgung ist, bleibt
Rechtsprechung erwuünscht Se1 uch WI1r kennen die Rechtsprechung, W1€e S1e sich 1G jede (Je-
die Laien-Mitwirkung in Prozessen, für die ine richtssitzung präsentiert, unter dem Niveau, das
bestimmte andere Fachkundigkeit verlangt Wird, gegenwärtig mehr denn Je verlangt WIT  d. Die
5B autf dem Gebiet der 2C oder Sozilalver- ruhige Befragung des Angeklagten, ohne Herab-
sicherung kann jer nıcht näher eingegangen SCEIZUNG und ohne den iIndruc. erwecken, daß
werden. Ich möchte mich mM1t der Feststellung be- iINan SOW1€EeSO VO  - seiner Schuld überzeugt ist  9  *
gnüugen, daß ich Geschworenen-Rechtsprechung WE INa ihm jede Gelegenheit ZUrF. Verteidigung
für unerwünscht alte Die Feststellung, ob ein <1bt un: ihn e1 erns nımmt, uch wenll man

Beschuldigter eine straf bare andlung egangen VO  D selner Ernsthaftigkeit nicht überzeugt ist das
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ird mehr als alles andere dem Publikum und der wird TSst 1m Berirk des Richters erwischt,
Öffentlichkeit das Vertrauen schenken, mMI1t ist 1ne andere trafe, Dn 1ne Freiheitsstrafe mit
einem unpartelischen und unvoreingenommenen Bewährungsfrist, vielleicht OS 11UT!7 ine eld-
Richter Lun aben, der wWw1e uch se1n Urteil buße keineswegs ausgeschlossen, Ja OS wahr-
ausfallen moOoge dem Angeklagten jedenfalls se1n scheinlich, wenn Richter anders als se1ine-
volles Recht zukommen 1eß IC davon ausgeht, daß ine edingte Strafe, die

Be1 alldem kommt auf das endgültige Urteil den Täter einige a  re hindurch für den ijeder-
IDas Gesetz verlangt dafür ine Begründung holungsfall mit einer Freiheitsstrafe edroht, sich

und Oordert außerdem ein Urteil 1N aller Ofrentlich- besten dazu eignet, Wiederholungen u-

keit Begründung der ewelse mit ZECHNAUCI arle- beugen. f 1ine verschiedene Bestrafung
ZUNS des benutzten Beweismaterials, ber Moti- we1l Autofahrer unter Zanz gleichen Umständen,
vierung uch der 7uerkannten Strafe oder nord- bleibt VO  =) dem Grundsatz «CGleiche Mönche, ole1-
NUNS, che Kutten» nichts übrig, un: damit hält ine

Natürlich 1st unmöglich, daß die einzelne Rechtsungleichheit, der die Öfrentlichkeit mMIt
Urteilsverlesung 1n der Gerichtssitzung ngeklag- Recht Anstoß nımmt, ihren Einzug.
tem und Publikum VO. Kinsicht 1n die Art der DIie Bekämpfung dieses Übels, das sich aus der
Beweisführung und die Gründe der Strafzumes- Freiheit des Rıichters ergibt, die eigene strafrichter-
SUuNS <ibt; das wird immer weniger der Fall se1in liche Amtsführung bestimmen, ist keine eichte
können, WE WAasSs bei der Unzahl der trafpro- 2C Der Gesetzgeber kann die Amtsführung

kaum vermeliden ist sich das Urteil auf Ketten egen, indem die Verurteilung be-
ine Schlußfolgerung oder mehrere feststehende stiımmten, innerhalb HY tenzen festgelegten
Schlußfolgerungen beschränkt, 1n denen die raf- trafen zwingend vorschreibt; ber dieses Mittel
ralligkeit des Angeklagten und die Angemessen- könnte Ende arger se1in als das Übel, das dann
heit der 7zuerkannten Strafe 1n über die Feststellung ja Urc 1ne ernste Rechtsvergröberung < geheilt»
hinaus nichtssagenden Formulierungen festgelegt würde, die keinen oder einen 11U7 ungenügenden
sind. Desto wichtiger ist, daß der Riıchter nach Ver- Platz 1e für eine Nuancierung der Bestrafung,
lesung des Urteils 1n «normaler» Sprache mitteilt, die durch die Umstände geboten se1n kannn
Ofru eigentlich geht un: diese und In den Niederlanden, 198023  = auf die richterliche
keine andere Verurteilung der nachgewlesenen Freiheit grobßen Wert legt, sucht INall das Problem
'Tat ach se1iner Überzeugung gverecht wird. adurch lösen, daß INa als rgebnis einer FC-

Schließlic die Strafe oder Anordnung. Natür- meinsamen Beratung der beim Strafgericht teil-
lich wird sich diese der Beurteilung durch die nehmenden richterlichen Autoritäten ine geWwIlsse
Öffentlichkeit entziehen, se1 denn, daß iMnNan S1e KEinheit der Amtsführung anstrebt, daß für ein
viel schwer oder leicht Andet Gut geachtet bestimmtes Delikt 1ne bestimmte Strafe und/oder
wird ber darauf, ob 1in ungefähr gleic  liegenden Anordnung als AusgangsPunkt bejaht wird, WEECIL111L

en ungefähr gleiche traten er gleiche An- S1e uch unter besonderen Begleitumständen ine
ordnungen) auferlegt werden: ine verständliche Retouche 7ul1äßt.

diese Behandlung eines TODIeEeMS ine VCI-Forderung, die MIt jener Grundlage der Gerechtig-
keit übereinstimmt, die in dem Satz «Suum cuique nünftige LÖösung bringen kann, muß abgewartet
tribuere» ausgedrückt 1st und och spezifischer 1n werden. Ks 1St immerhin deutlich, dafß 1ne Lösung
dem Sprichwort: «Gleiche Öönche, gleiche Kut- dringend ist, weil besagte, für jeden wahrnehm-
ten». bare Rechtsungleichheit die richterliche Autorität

Mit besonderem Gewicht drängt sich diese For- ernstlich untermintert.
derung, die gute Rechtsprechung tellen ist, ine Entwicklung 1n dieser ichtung wird
augenblicklich be1i Aburteilung der Verkehrsver- allerdings weniger als früher Für ine nuancierte
gehen au spezle. der Fahruntüchtigkeit HRC Bestrafung Atz lassen; die Umstände können Je=
«Irunkenheit Steuer». Wer 1n einem olchen doch dazu zwingen. Vor em der heutzutage
Zustand der Fahruntüchtigkeit geste wird, kannn grenzenlos wachsende Verkehr und die damit
VO Richter außer MI1t Entzug des Führer- vermeidlic. verbundene, SOZUSAaSYCI tumultuarı-
scheins auf geWwlsse Zieie mMi1t einer Gefängnisstrafe sche Zunahme VO  =) Verkehrsübertretungen for-
ohne Bewährungsfrist bestraft werden. Hat dern immer dringender 1ne gerichtliche Behand-
ber die Möglichkeit, ohne Protokall aus dem Ge- lung, die anpassungsfähiger ist als der bedächtige
richtsbezirk des Richters hinauszufahren, und KErnst einer Gerichtssitzung. Abgesehen VO  o der
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soeben erwähnten «Trunkenheit Steuer», für Zivilrechtsprechungdie uch mit Rücksicht auf die ernsten Folgen für
den "Läter ine richterliche Behandlung nicht Im Gegensatz ZUrC Strafgerichtsbarkeit wird für
entbehrlich sein wWird, können scheint mir den Zivilproze. VON alters her aNZCNOMMCN, daß
viele Gesetzesübertretungen ber uch ohne «rich- die Parteien der äger und der eklagte dominı
tigen» Chter. D VO: bestimmten Polizeidienst- litis se1in en In diesen Verfahren geht Ja
stellen, untfer Beachtung Vorschriften, C1- für ewöhnlic nıcht die Frage, ob das allge-

werden: reilich 7z1emlich unnNuaAaNcCIert S1M- me1ine Interesse verlangt, daß einem Verstoß
pel, möchte Man SCIL trotzdem 111. nicht —- die echtsordnung entgegengetreten Wird, SON-

annehmbar, und ware uch NUur, weil u1ls heute dern vielmehr darum, ob ein bestimmtes Privatin-
nichts anderes übrigbleibt. Ks ist nıcht mehr län- teresse nspruc auf den VO Interessenten VeETI-

CI angäng1ig, dem Rıchter eine heute schon angten Rechtsschutz rtheben kann Es ist AaC
fangreiche un: ih: schwer belastende Tätigkeit des ägers herauszufinden, ob und 1n welchem
aufzubürden, die nicht seinen eigentlichen Auf- ang diesen Schutz anruft; und 1st 4C
gaben gehört. Se1ine Aufgabe ist die Wertung VON der 1n die Rec  Ssache hineingezogenen egen;
Bewetisen und bewiesenen Fakten, wägung VO  D parte1 entscheiden, ob S1e die Oorderung des
Interessen, Entscheidung über die 1m konkreten Klägers ohne weliteres anerkennt oder ob S1e s1e
Fall hanı  abende Verhandlungsführung. Die Yallz oder teilweise abwehren 41l erden be-
einfache Übertretung 1st dem nıcht adäquat; S1e hauptete Fakten anerkannt, dann stehen S1e uch
kann auf infache Weise behandelt werden, darf für den Richter fest; S1e sSind «formal wahry die ob:
und SO dann ber uch behandelt werden. Und ektive Feststellung durch ine Beweisführung ist
WEECI1111 WIr uch nicht 1in das andere KExtrem des dann nıcht mehr fällig, we1l die «mMateriale Wahr:
Computers verfallen wollen, ollten WIr doch nicht heit» unerheblich ist. Muß EeLWASs Bestrittenes be-
davor zurückschrecken, den Richter VO  S dieser wıiesen werden, rag die Beweislast und damit
Aufgabe entlasten, solange mMenschliıche Be- das Beweisrisiko erjenige, der sich auf die Be-
handlung garantiert bleibt welse beruft; die Mittel aber, die für diese Be-

Wır sprachen schon davon, daß die chwere der welse einsetzt, kann selbst wählen
Strafe oder der Anordnung sich 1m allgemeinen Die bis VOL kurzem 71emlich allgemein aNngCNON-
der Überprüfung durch die öffentliche Meinung MIENE V oraussetzung, daß nichts ZUrr AaC Lue, WwAas

entzieht. Das ist nicht Sallz wahr. DIe öfftentliche Wır  e1it 6D sondern lediglich, WwWas die DPar-
Meinung wird nämlich WI1r sahen nıcht 7uletzt telen 1m Prozeß als Wirklichkeit annehmen, hatte
durch die Juridische Kinsicht geformt, und darin weitere Konsequenzen: Damit WTr der äger
gehen die Gruppen der Strafrechtsgelehrten und grundsätzlich das gebunden, wWwW24S die den Pro-
der Gelehrten der Kriminologie 1I1,. Gerade Ze(3 einleitende Vorladung behauptet und gefordert
diese Gruppen treten, VOL em se1it dem 7weliten hatte Ausweitung der Klage oder Änderung ihrer
Weltkrieg, für gyrößere Humanisierung der raf- Grundlage WAarTr nicht gestattet. uch der © agte
rechtspfiege CIn indem S1e e1 den aNzZCH ach- Wr grundsätzlich se1ine erste Stellungnahme C
druck auf die außerordentliche Wichtigkeit der bunden Und das es wurde bisZÜberfluß VOI

Resozlialisierung egen, einer Wiederholung formalen Vorschriften begleitet, deren Nichtbe-
der Verbrechen vorzubeugen und damit VeErRMeIEN achtung UT Beendigung des Prozesses führte, ohne
sS1e die Erwünschtheit häufiger Verurteilung mMIit daß die eigentliche, die Parteien trennendeDifierenz
Bewährungsifirist, mMIt der gvewlsse Bedingungen 1m VO  = den Richtern beurteilt worden Wr

gesellschaftlichen Verhalten des Verurteilten und In dieser prozessualen age WArLr die Aufgabe
seine Stellung untfer Resozialisierungsaufsicht VCLI- des Rıchters passiv: Kr hatte 1LLUL das Recht auf die
bunden werden können. Fakten anzuwenden, die die Parteien ihm als fest-

Z weifellos ist dem Einfiluß dieser Strömung 1n stehende Tatsachen vorlegten und die Ss1e mit den
der Strafrechtswissenschaft un: 1in der kriminolo- Mitteln bewiesen, deren S1e sich bedient hatten
gyischen Wissenschaft verdanken, daß wen1g- Seit Jahren geht 1n dieser Art VO  o Prozeßfüh-
STEN:! 1n den Niederlanden die bedingte Verurte1- TU11e allmählich 1ne andlung VOL sich. mmer
Jung mMit Bewährungsfrist die bedingungslose Ver- mehr wurde als unbefriedigend empfunden, daß
urteilung 1n em Maße verdrängt hat ein Kr- der Richter in einem ihm vorgelegten Streitfall ein
gebnis, das Zu Fortschreiten auf dem eingeschla- Urte1l fällen sollte, WAQ)  w dem 1m 11 nicht fest-
1Weg ermutigt. stand, daß dieser die die Parteien tatsächlich G,
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nende Difterenz Wr oder die wirkliche Diıiferenz in! mit i1SCTIMN ema Z 7zweiten ale die rage,
vollem ang wiedergab; und ebenso konnte ob die heutige eit die rtichterliche Tätigkeit,
Manl nıcht mehr damit einverstanden se1n, daß uch 1in der Behandlung der Zivilrechtsfragen,
der Rıchter nıiıcht eingreifen konnte, WE in NGcUG Forderungen stellt Die rage muß scheint
den Aussagen der Parteien auf Lücken st1ieß WE u11ls ohne welteres ejahen beantwortet werden.

den Eindruck hatte, daß dieAfür einen Ver- Zunächst vertragt sich mit dem Tempo des —

gleich oreif bar Wal, obwohl die Parteien keine An- dernen gesellschaftlichen Lebens weder die Lang-
„eichen gaben, den ebenso kostspieligen wI1e samkeiıt, mit der der Zivilproze. für gewÖhnlich
fruc  aren Streit eendigen und das auf einer geführt wird, och die meistens überflüssige Um:-
Grundlage, die sich nıicht oder nicht mehr als rich- ständlichkeit der sowochl schriftlichen wI1e münd-
t1g erwı1ies und doch nicht geändert werden konnte. lichen Darlegungen der Anwiälte Abgesehen VO:  ]

DDiese und hnliche edenken ührten s den relativ wenigen großen, komplizierten Prozes-
immer radıkalerer Beschränkung der Passıivität des SCIL, deren Vorbereitung und Abwicklung melstens
Richters wen1igstens 1n kontinentalen Rechts- 1el eit verlangt, kann und oll eshalb uch die
emen. Er erhielt das EC 1m 11VEI- übergroße enrhei der Prozesse innerhalb kurzer,
nünftiger Prozeßverschleppung einzugreifen; gesetzlich festzulegender Fristen die Anträge der
durfte ferner die Parteien in Person vorladen, Partelien vorlegen un: die Beweisführungen ab-
erwünschte Auskünfte erhalten oder S1e e1- SC.  eßen; ormale Vorschr  en sollen auf ein
LECIM Vergleich bewegen; VO:  n der Befugnis, VO Minimum beschränkt werden, und die Parteilen
AÄAmts SCH einen Beweılis verlangen, wurde selbst sollen bei der Abwicklung des Prozesses
mehr als früher Gebrauch gemacht, nicht selten oft herangezogen werden, w1e dies für die
unter Angabe VO  - Zeugen, deren Verhör der Rıich- Schlichtung des Streitfalls notwendig se1in kann
ter für wichtig hält, oder VO  - Unterlagen, 1n die Der ine oder andere verlangt VOT llem Ine
Einsicht nehmen wünscht. grobe Geschmeidigkeit der gesetzlichen Prozeßord-

Gleichzeitig wurde die Erweiterung der age DU  ; Max1imum-Fristen für Anträge und Ver-
der Änderung ihrer rundlage prinzipiell rlaubt gleiche, aber mit Abweichungsmöglichkeiten,
Auch zeigte sich immer mehr 1ne Abwendung wenn Abweichungen unter gewlssen Umständen
VO Formalismus Die Zulassung eines prozelver- vernünftig erscheinen; Freiheit der Parteien bei der
ndernden inspruchs eines ägersCNicht- Bestimmung der dem Rıichter unterwerfenden
befolgung formaler Vorschriften wurde immer Punkte 1m Streitfall, aber Freiheit des Rıchters be1i
mehr auf jene Fälle beschränkt, 1n denen ein VCI- der Festlegung der Maßnahmen, die für ine TC-
nünikftiges Interesse der Gegenpartei solche auUuS- hörige Urteilsfällun für wichtig hält
drücklich forderte. An 7weliter Stelle wird WE das Z14el einer

DIie Tendenz, die WFG diesen allmählichen schnellen und geschmeidigen Prozeßabwicklung
Wandel sichtbar wird, WTr deutlich darauf gerich- erreicht werden soll die Rechtsprechung durch
tet.  5 den gesellschaftlichen Aspekt des 1vilpro- ine Kammer VO drei Kıichtern, Ww1e S1e heute oft
ZEeSSES mehr seinem CC kommen lassen. och üblich Ist IM eYSLIEr InStANZ der Behandlung

Difterenzen 7zwischen Parteien sind Verwirrun- durch den allein rechtsprechenden Chter den
CN im Netzwerk der Gesellschaft; S1e mussen mit UNUS JUdEN, Platz machen mussen. Kın Prozeßgang,
gehöriger Eile entwirrt werden, und auf diese Ent- w1e soeben angedeutet wurde, macht Ja als
wirrung mul die Prozeßführung ohne nteria conditio S1ine Qua 11O  = 1n unverzügliche und
gerichtet se1n. Daß Parteien ihren Rechtsstreit CDC Beratung 7wischen chter; Parteien und
nıcht einem Richter vorlegen IMÜSSECN, hat nicht die deren Anwiälten notwendig. Der Richter 1st kein
Konsequenz, daß der Rechtsstreit, WEELNn einmal Schiedsrichter be1 einem Tenn1ismatch mehr., der
anhängig ist, 1in seinem Verlauf 1in jeder Hinsicht VO seinem Hochsitz aus regungslos dem ‚pie. —
VON den Parteien bestimmt werden kannn daß hier schaut und IST nach Ablauf der allye entscheidet,
1n gewissem Ta für ein aktives Eingreifen des sondern 1st das VO  @ nfang eteiligte Behör-
Richters atz ist, wIird nicht mehr geleugnet. denorgan, das AaUS dem bei dem Rechtsstreit eben-

falls betrofilenen Gememninteresse das EC. ber
Neue Lorderungen die richterliche LT ätigkeit? uch die Pflicht ableitet, ber ine vernünftige Pro-

zeßführung wachen und WwWe111)l nötig einzu-
ach dieser notwendigerweise EeLtWwWAaSs ausführli- gfeifen; aber in Anbetracht der auf dem pie.
cheren Darlegung ergibt sich 1m Zusammenhang stehenden Privatinteressen uch in NS Füh-

283



BEITRÄGE

lung mit den Betroftenen. Ks braucht keiner we1l- zeichnend ist, daß S1e nıchts mehr «auf Autorität
eren Darlegung, daß der UNUS JUdEX dazu weilit mehr hin» annımmt, wird die ichtigkeit, daß «IIan »

geeignet ist als ine MeNTITAC besetrte Kammer: Kr auf die Rechtsprechung Vertrauen‘ber dann
kann el leichter VO  n den Anwälten erreicht WEeCI- uch Ssetfzen können soll,; heller denn je beleuchtet.
den oder mMI1t ihnen beraten, und steht we1lit mehr Die Forderungen, die sich dadurch der Recht-

unverzüglichem Kingreifen bereit und ist dazu sprechun aufdrängen, en WIrL untersucht, DC:
uch imstande. sondert für Stfrafgerichtsbarkeit un Zivilrecht-

Es ist noch ange nicht weit, daß 1ne Ent- sprechung. HFür erstere oilt, daß die Art und VWeise
wicklung der Zivilrechtsprechung 1n der soeben VO  a besonderer Wichtigkeit ist, Ww1e die Unter-
angedeuteten ichtung Igemein für ichtig - uchung 1m Gerichtsverfahren VOL sich geht daß
gesehen wird, geschweige denn daß ihre Verwirk- neben strikter Befolgung der vorgeschriebenen
ichung schon begonnen hätte Es <ibt ber An- Formen 1ne menscnhliche Behandlung des Ange-
Zeichen dafür, die für einen möglichen Durchbruch klagten steht, natürlich unter voller Wahrung der
moderner Auflassungen einen gewlssen Optimis- richterlichen Würde, un daß ferner ein Urteil C1-

INUusS rechtfertigen. So kam der 1m a  re 1963 1in Secht: welches MWCIIMN nötig durch ine 7zweiıite
"s-Gravenhage gehaltene Kongreß der (/nıON Inter- mündliche Motivierung rklärt und damıit annehm-
nationale des Magistrats C der Folgerung, daß bar gemacht wird.
der Zivilprozeß «rapide et efHhicace» se1n soll; daß An 7zwelter Stelle Gleiche Behandlung gleicher
Formvorschriften die Abwicklung möglichst WC- Fälle, gerade WE die Prozesse durch verschiedene
nıg behindern sollen und die Entscheidung in Richter geführt werden. Die richterliche Freiheit
bestimmten Vertfahren EINCMI Rıichter anveritiraut 1in der Bestimmung der eigenen strafrichterlichen
werden kann. Amtsführung mu ß 1im Interesse der Rechtsgleich-

Für die Niederlande 1st ein Rapport VO: beson- eit bestimmten Beschränkungen unterworfen
werden.derem In teresse. der 1m re 1967Veiner Kom:-

mission AUS Richtern un Anwälten vorgelegt Drittens verlangt die erschreckende Zunahme
wurde, 1n dem ein ausgearbeitetes Schema DTESCLZ- VO Übertretungen VOL em der Verkehrsvor-
licher Normen, das mMi1t den obenerwähnten Des1- schriftften ine Entlastung des Rıichters be1 der Ab-
derata völlig übereinstimmt, fast einstimmig ANDEC- urteillung VO ergehen, die 1n Anbetracht der
10OoMMeEeN wurde. relativen KEinfac  ei dieser Tätigkeit 7A8 Polize1i-

ehorden übertragen werden könnte.LUSAMMEN]ASSUNG Schließlic ijeg ine Bestrafung VOIL ergehen,
Wırengesehen, daß sich die Aufgabe des Rich- die VOLI em anderen auf die Resozialisierung des
ters uch 1n dieser elit nıcht wesentlich VO  i jener Verurteilten abzielt, nicht zuletzt UG edingte
Aufgabe unterscheidet, die en Zeiten se1in Verurteilung (Verurteilung M1t Bewährungsfrist),
Auftrag Wr Unparteilsch jedem das Seine SAST Yanz auf der Lintie der modernen Strafrechtsent-
ben unter Berücksichtigung der Vorschriften, die wicklung.
das olk Z Ordnung seiner Gesellschaft ALLSZC- Aufdem Gebiet der Zivilrechtsprechung soll uns das
NOININCIL hat Bild eines Richters VOL ugen stehen in erster

Rechtsnormen erhalten ihr Gewicht aber V OI- nNnstanz für gewöhnlich ein UNUS JUdEX der die
nehmlich aus ihrer konkreten Anwendung; daher Lösung eines Rec  STa 1n kurzer Frist, wI1ie sich
ist das richterliche Urteil immer wieder ein Prüf- dieser ETa „wischen den Parteien ergeben hat,
ste1in für den Rechtswert dieser Regeln und Nor- und 1n 1E Zusammenarbeit mit diesen und ihren
TACHS doch umgekehrt kannn das Urteil be1 Prüfung Anwälten bemuüuht ist unte: Beiseiteschiebung fOr-

den Rechtsvorschriften uch als leicht befun- maler Schwierigkeiten mehr noch, als das heute
den werden, und damıit tritt das Vertrauen des der Fall ist
Volkes seinen Richtern 1n den Prozeß e1n. e  er Gesetzgeber wird für die eigene Rechts-

In weniger entwickelten Gesellschaften 1st die- gemeinschaft festzustellen aben, ob und inwilie-
SCS Vertrauen 1in der formellen Autorität des Rıch- weit durch Vorschriften den hler VOrgC-
ters als olchen verankert, anderswo wird VO legten Des1iderata die notwendige gesetzliche Basıs
inneren Wert der richterlichen Entscheidungen ab- gegeben werden muß
hängig gemacht, Ww1e VO denen beurteilt wird, Vor eCem kommt sowochl ıbal der Strafge-
die dazu befugt sind, oder denen, die sich dazu be- richtsbarkeit W1€E in der Zivilgerichtsbarkeit auf
fugt glauben. Und 1n der heutigen Zieit, für die be- die Geisteshaltung a in der sich der Richter für
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ihre Verwesentlichung einsetzen wird. Er muß be- ILLEM ARIENS

oreifen, daß nicht 11Ur seine Entscheidung 1m Eın- geboren 23 1899 in Amsterdam, athol[i1. Kr studierte
zelfall, sondern uch die Art ihres Zustandekom- der Universität Utrecht, ist Lizentiat der Rechtswissenschaften und
mMenNs VO: Rechtsbewußtsein der eigenen (Geme1n- se1it 9506 Präsident des Appellationsgerichtshofes VO!] Herzogen-

UuSC} (Niederlande).schaft werden muß
Übersetzt VOMN Dr. Heıinrich A, Mertens

hat, die anderen Zeiten der pfivaten Initia-
tive überlassen blieben Um dies beweisen,Jose Maria Soloziäbal braucht IiNall bloß die Länder mM1t sStarr Zentrali-

Der Staatsbeamte stischem Regime erinnern. Selbst in den LÄän-
dern, die sich eieri1c U: Freiheit des Einzel-
menschen bekennen, werden die staatliıchen Ein-
oriffe in die gesellschaftlichen un wirtschaftlichen

eil der Mensch ein eminent gesellschaftliches Prozesse immer einschneidender un: ben einen
Wesen ist, fühlte sich VO: jeher dazu gedrängt, mehr oder weniger starken wang AuUus,

Vereinigungen verschiedener Art und Zielsetzung on aps Johannes W1ES in der En-
bilden, durch sS1e se1ne Bedürfnisse in volle- zyklika « Mater et magistra» auf die zunehmende

LeIN Mal befriedigen und sich einer Perfek- Vergesellschaftlichung unNserer Welt, auf die 1m -
tion erheben, die bei einem isolierten Einzel- MG größere Dichte der gesellschaftlichen Be-
gängerdasein sich nıcht erreichen äßt Die oder ziehungen hin. Darzu kommt noch, daß iUSsSere

Gesellschaften auch immer stärker politisiert WCI-strukturierte politische Gesellschaft, der
Staat, WTr un ist immer och ine der unNnuM- den So wird das Gemeinwohl 1in gyrößerer
gänglichen Formen der Gesellschaftsorganisation. Breite und Intensität angestrebt. Darum dürfen
Der Staat bildet einerse1its die elementare Grund- WIr uns nicht befremden lassen durch die entschie-
Jage und anderseits die Krgänzung andern Iypen dene Behauptung, die das Zweite Vatikanische
menschlicher Vergesellschaftung. Konzil in der Konstitution über die Kirche 1n der

Einen grundlegenden un beträchtlichen Teil Welt VO:  } heute (Nr -Xo) macht: Es se1 notwendig,
ine ein individualistische Ethik aufzugeben, under dele: die der Mensch gemeinsam anzustreben

hat, muß sSOmMIt auf der ene der politischen die sozialen ugenden selen für die egelung der
Gesellschaft erreichen suchen. Miıt andern Wor- menschlichen Beziehungen innerhalb einer esell-
ten ein sowochl quantitati1v wWw1e qualitativ ansehn- chaft, die zahlreichere un wichtigere Auf-
licher Te1il VO  5 dem, W as iMl das Allgemeinwohl gyaben rfüllen hat, VO immer größerer Bedeu-
ECENNeN kann, oder VO  = dem, w 4S gemeinsam C_r- LUunNg.
langt Wird, muß innerhalb der politischen Gesell- Um seine 1ele erreichen, edient sich der

Staat der Mitarbeit konkreter Personen, die gleich-schaft angestrebt werden und bildet ihr spezifisches
Ziel Das ist immer SCWESCIH, und darum bestand Sa se1ine Ausführungsorgane sind unı Beamte TC-
uch VO  — jeher ine Sallz CHNSC Verbindung W1- Nannn werden. Wır sehen hler VO:  } jenen Dienern
schen dem Gemeinwohl un dem Staat als dem des Staates ab, die ine Aufgabe VO  o eigentlich
Hauptvertreter dieses Gemeinwohls. Und all dies politischem Charakter enun eher Männer der
ist 1im Prinzip N©}  H der OfTm der Staats- un! Gesell- Regierung als der Administration sind. DDa aber
schaftsorganisation unabhängig VO breiten Spektrum der Ziele, die sich die politi-

sche Gesellschaft die einen Aufgabe der e1-‚WAar die auf politischem Weg aANZUSTIrE-
benden jlele nıiıcht immer VO: gleichem ang, gentlichen Staatsorgane sind, andere ber infra-

der Staat orift nıicht immer 1n gleichem Maß 1n und parastaatlichen Organisationen zugewlesen
das gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben der werden, Mu. man den Begriff des Staatsbeamten
Völker e1in. Die Krise der liberalen Gesellschafts- uch auf die Personen ausdehnen, die 1m Dienst
und Staatsauffassung hat politischen und gesell- derartiger Organisationen stehen. Ks geht u11ls hier
schaftlich-wirtschaftlichen Strukturierungen DEC- nicht die juristische Bestimmung des Begriffs
führt wotin der Staat sich 1ele und Aufgaben FC- des Staatsbeamten, sondern WI1r wollen ul mMI1t den
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